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Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt
_________________________________________________________________________________

Protokoll zur Sitzung vom 24.08.2022
_________________________________________________________________________________

 
Ort:              Kurverwaltung, Raum Klünder, Heinrich-Heine-Straße 7, 18609 Ostseebad Binz
 
Beginn:        18:30 Uhr                                                              Ende:           21:06 Uhr   

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt umfasst 11 Mitglieder.
 

Anwesenheit
Name anwesend entschuldigt unentschuldigt Vertretung

Mario Böttcher
Ulf Dohrmann
Helge Colmsee
Jürgen Michalski
Christian Mehlhorn
Norbert Schulz
Thomas Müther
Detlev Falk
Wolfgang Frank
Michael Rohde
Cornelia Rodrigo

X

X
X
X
X 
X
X
X

X

x

  

e

  Helga Holtz
     
 

 
Gäste:      Maria Klett, SB Bauordnung

 Romy Guruz, Amtsleiterin Planen und Bauen
 André Waßnick, Vorsitzender des Vorstandes, DRK-Kreisverband Rügen-Stralsund e. V.         

            
Tagesordnung 
öffentlicher Teil

TOP 01 Eröffnung der Sitzung 
TOP 01.1 Begrüßung und Feststellung der form- und fristgerechten Ladung
TOP 01.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

TOP 02 Feststellung der Tagesordnung
TOP 03 Bestätigung der Niederschrift öffentlicher Teil vom 11.05.2022
TOP 04 Bestätigung der Niederschrift öffentlicher Teil vom 15.06.2022
TOP 05 Informationen und Lösungsvorschläge aus dem Amt Planen und Bauen
TOP 06    Anfragen der Mitglieder des Ausschusses
TOP 07    Einwohnerfragestunde

TOP 08 Neue Projekte
TOP 08.01 Erstpräsentation Projekt: Neubau DRK Pflegeheim Dollahner Straße



2

TOP 08.02 Interdisziplinärer Planungswettbewerb: NEUBAU Feuerwehrgebäude mit Zivil-
schutzlager & Rettungswache (DRK)

TOP 09 Bebauungspläne
TOP 09.01 Grundsatzentscheidung über Gebietseinteilung Ortsteil Binz

hier: unbeplante Gemeindegebiete im Innenbereich; Einteilung in diffuses Gebiet 
nach § 34 Abs. 1 BauGB und/oder in faktisches Gebiet nach § 34 Abs. 2 BauGB 

TOP 09.02 Grundsatzentscheidung über die Inangriffnahme städtebaulicher 
Sanierungsmaßnahmen zur förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebiets 

nach § 142 BauGB
hier: Geltungsbereich Bebauungsplan 7/8

TOP 09.03 Grundsatzentscheidung über die Inangriffnahme städtebaulicher 
Sanierungsmaßnahmen zur förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebiets 

nach § 142 BauGB
hier: Geltungsbereich Bebauungsplan 4 zur Sicherstellung von Fördermitteln 

Skate- Park und Feuerwehrgebäude 
TOP 09.04 Bebauungsplan Nr. 47  „Klünderberg – Wohnquartier am Wald“ der                  

Gemeinde Ostseebad Binz 
                 hier: Aufstellungsbeschluss

TOP 10 Anträge
TOP 10.01 Bebauungsplan Nr. 22 „Binz – Granitz“ der Gemeinde Ostseebad Binz

hier: Grundsatzbeschluss über die Umsetzung des Bebauungsplanes
TOP 10.02 Bebauungsplan Nr. 9A „Fischräuchereimuseum/Museumsdorf“ der Gemeinde 

Ostseebad Binz
hier: Grundsatzbeschluss über den Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes

TOP 10.03 Beschlussvorlage über das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag:          
                „Anbringung von Werbeanlagen Jenny Tea & More“ – Jasmunder Straße 1“
                hier: Antrag auf isolierte Abweichung nach § 67 Abs. 2 LBauO M-V
                            
nicht öffentlicher Teil

TOP 11 Bestätigung Niederschrift nichtöffentlicher Teil vom 11.05.2022
TOP 12 Bestätigung Niederschrift nichtöffentlicher Teil vom 15.06.2022
TOP 13 Informationen und Lösungsvorschläge aus dem Amt Planen und Bauen 
TOP 14 Anfragen der Mitglieder des Ausschusses
TOP 15 Vorbereitung Workshop 12.09.
TOP 16 Bauanträge 
TOP 17 Sonstiges 

Protokoll 
gez. Klett
gez. Guruz

Freigegeben durch
gez. Colmsee
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TOP 01.1 Begrüßung und Feststellung der form- und fristgerechten Ladung
TOP 01.2 Feststellung der Beschlussfähigkeit 

Die form- und fristgerechte Ladung sowie die Beschlussfähigkeit wurden festgestellt. 

Es sind 10 von 11 Ausschussmitglieder anwesend.

TOP 02 Feststellung der Tagesordnung

TOP 03 Bestätigung der Niederschrift öffentlicher Teil vom 11.05.2022

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
8 0 2

TOP 04 Bestätigung der Niederschrift öffentlicher Teil vom 15.06.2022

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

TOP 05    Informationen und Lösungsvorschläge  aus dem Amt Planen und Bauen
Bereitstellung auf Vorlagenserver und Homepage.

TOP 06    Anfragen der Mitglieder des Bauausschusses

Frau Rodrigo: Welche Anträge müssen gestellt werden, damit eine Verbesserung der 
Verkehrssituation im Bereich der Kleingartenanlage Granitz 
herbeigeführt werden kann? Kann man eine Veränderung am 
Ortseingang vornehmen?

A Verwaltung: Um das Ortseingangsschild versetzen zu können, bedarf es einem im 
Zusammenhang bebauten Ortsteil mit stetigem Nutzanteil. Dies ist hier 
nicht gegeben. Da man sich zudem an einer Landesstraße befinde, fällt 
die Zuständigkeit in den Aufgabenbereich des Straßenbauamtes. Man 
könne jedoch beispielsweise Überlegungen zu einem 
straßenbegleitenden Geh- und Radwegeausbau treffen oder über 
weitere Geschwindigkeitsbegrenzungen diskutieren. 

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt beauftragt die Verwaltung, die 
Möglichkeiten zur Vermeidung weiterer Unfälle in diesem Bereich, zu prüfen. 

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0
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Weiterhin soll geprüft werden, ob Verkehre umgeleitet oder eine Maut eingeführt 
werden könnte.
Herr Mehlhorn:  Es sollte eine Musterberechnung vom Land für die Grundsteuerreform

 angefordert werden, da die Umlage der Neuberechnungen die Mieter
treffen wird

A Herr Colmsee: Bitte die Anfrage mit in den Finanzausschuss nehmen.

TOP 07         Einwohnerfragestunde

Frau Rosenow: Als Anwohnerin der Rabenstraße sei sie direkt von den Planungen des 
Golfplatzes betroffen. Man habe sich seinerzeit zum Kauf des 
Grundstückes entschieden, da keine Bebauung in der Nähe vorhanden 
oder geplant war. Nun wolle man das letzte Stück Idylle auch noch 
nehmen. Hierzu gebe es jedoch keinen Grund, da weder Arbeitsplätze 
fehlen, noch mehr Tourismus in den Ort geholt werden müsse. Sie bittet 
daher eindringlich um wohlwollende Abwägungen zugunsten der 
betroffenen Anwohner.

A Herr Colmsee: Der Golfplatz wird heute noch im öffentlichen Teil behandelt. Die   
                             Positionierung des Ausschusses muss daher abgewartet werden.

Frau Rosenow: Aus privaten Gründen könne sie nicht bis zur Grundsatzdiskussion 
bleiben.

A Herr Colmsee: Das Thema wird ebenfalls in der Gemeindevertretersitzung am 
15.09.2022 auf die Tagesordnung genommen. Eventuell könne man den 
TOP im Verlauf weiter vorne platzieren, sodass auch alle Bürger:innen 
die Chance auf Teilnahme erhalten.

Frau Siebenschneider: Als Eigentümerin einer Wohnung im Dünenpark sei sie direkt von 
den Planungen des BP 9a betroffen. Der Bebauungsplan lasse 14 neue 
Häuser im Bereich des Wohngebiets zu. Sollen hier nun 28 
Ferienwohnungen entstehen?

A Verwaltung: Im Bereich des Wohngebiets sollen Einfamilienhäuser jedoch keine 
Ferienhäuser entstehen. Es ist dabei zulässig, dass jedes Einfamilienhaus 
die Möglichkeit bekommt, eine baulich untergeordnete Ferienwohnung 
in das Wohnhaus zu integrieren. Dies ist das regionaltypische 
Refinanzierungskonzept welches sich in zahlreichen anderen B-Plänen 
widerfindet. Es können somit maximal 14 Ferienwohnungen entstehen. 

Herr Colmsee: Ferner gibt es für diesen Bereich einen städtebaulichen Vertrag. Sollte 
dem Antrag auf Änderung zugestimmt werden, ist dieser noch zu 
konkretisieren.

Frau Siebenschneider: Nimmt die Gemeinde Abstand von dem Beschluss, keine weiteren 
Ferienwohnungen in Binz zuzulassen?

A Verwaltung: Der hier zur Rede stehende Bebauungsplan ist bereits seit vielen Jahren 
rechtskräftig und bereits vor hiesiger Gemeindevertretung gefasst 
worden. Dieses Recht lässt sich rückwirkend nicht ändern.

Frau Siebenschneider: Dies sei bekannt, jedoch wurde kein Ferienhausgebiet  
            beschlossen.
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A Verwaltung: Wie zuvor erwähnt, wird hier kein Ferienhausgebiet entstehen. Es sind 
Wohnhäuser zugelassen, jedes Wohnhaus darf eine baulich 
untergeordnete Ferienwohnung integriert werden.

Frau Siebenschneider: Wie wird der Lärmschutz entlang der Dollahner Straße in diesem
                                         Bereich geregelt?
A Verwaltung: Das Grundstück liegt tiefer als die Dollahner Straße und wird durch einen 

Wall geschützt. Da jedoch noch kein Bauantrag vorliegt, könne man 
keine genauen Höhenangaben vortragen.

Frau Siebenschneider: Finden zusätzliche An- und Abfahrten über die Dollahner Straße 
durch die Verlegung des Parkplatzes bzw. durch Zufahrt zur Markthalle 
statt?

Herr Colmsee: Der Fragenkatalog kann nicht im Rahmen der Einwohnerfragestunde 
abgearbeitet werden. Es bestehen rechtskräftige Bebauungspläne und 
Lärmschutzgutachten nach denen eine Bebauung der Areale zulässig ist. 
Es wird demnach das geltende Recht umgesetzt. Es wird empfohlen, die 
Fragen direkt an die Verwaltung zu senden oder diese zum Sprechtag 
aufzusuchen.

Herr Reile: Aufgrund der derzeit stattfindenden vielen Bauarbeiten wolle er die 
Idee der „Binzer-Schnecke“ noch einmal in die Diskussion geben. Der 
anfallende Erdaushub der Baustellen könne auf das Grundstück der 
Gemeinde (Deponie) in Höhe abgeladen und in Form einer Schnecke mit 
umlaufenden Weg hergerichtet werden um somit als Aussichtsplattform 
für Alle zu dienen. Stattdessen werde Erdreich nach Sassnitz 
abtransportiert und die Umwelt stark belastet. 

Herr Colmsee: Die Idee wird mitgenommen und diskutiert.

Herr Danecker: Wie ist der Stand zur Ausschreibung des kommunalen Parkhauses am 
MZO?

A Verwaltung: Die zweite Ausschreibung sowie die Auswertung ist abgeschlossen. In der 
nächsten Gemeindevertretersitzung wird der Beschluss auf 
Zuschlagserteilung eingebracht.

TOP 08 Neue Projekte
TOP 08.01 Erstpräsentation Projekt: Neubau DRK Pflegeheim Dollahner Straße

Herr Waßnick steigt in die Vorstellung ein.

In Vorgesprächen mit der Verwaltung und im Rahmen der Gemeindevertretersitzung 
habe man sich für dieses Grundstück an der Dollahner Straße (ehemaliges Bahngelände) 
entschieden. Im Gesamtergebnis weise es die beste Möglichkeit für einen Ersatzneubau 
des Pflegeheimes auf. Das Gesamtgebiet in der Dollahner Straße umfasse ca. 20.000 m². 
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Der Neubau wird den aktuellen Gegebenheiten an Flächenbedarf in der Breite, nicht 
mehr in der Höhe, gerecht. Man reduziere die Geschosse von IV auf nur noch II 
Vollgeschosse zzgl. Staffelgeschoss. Dies biete den wirtschaftlichen Vorteil, das Gebäude 
in entsprechende Wohnbereiche aufteilen zu können. Hinzukommend sei die 
Reduzierung von 35 Doppelzimmern auf 8 Doppelzimmer und somit die Erhöhung der 
Einzelzimmer in den entsprechenden Wohnbereichen. 

Die Aufteilung der Etagen erfolge dabei nach jetzigem Stand wie folgt:

EG 2 Wohngruppen, Veraltung, Küche
1. OG 2 Wohngruppen, Gemeinschaftsraum, Frisör, Therapie
2. OG Lager, Sozialräume

Ferner plane man die Anordnung der Stellplätze, derzeit 24, neben dem Haupteingang. 
Die Stellplatzanzahl decke dabei vornehmlich den Bedarf für die ca. 65 Mitarbeiter, da 
der Platz für Besucherstellplätze nicht gegeben sei. Die Mitarbeiten seien aufgrund des 
Schichtsystems jedoch alle nicht gleichzeitig vor Ort. 

Bei der Aufteilung des Gebäudes habe man darauf geachtet, den typischen 
Krankenhauseindruck zu entschärfen indem man die Wohn- und Aufenthaltsbereiche 
mittig anordne. Ähnlich wie in der Einrichtung in Lauterbach, gebe es einen grünen 
Innenhof, welcher sich leicht öffne, den Bewohnern jedoch eine ausreichende 
Beschattung und einen Wind- und Witterungsschutz biete. 
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Die heutigen Entwürfe seien keine abschließende Planung. Es könne sein, dass aufgrund 
der Marktsituation Kürzungen vorgenommen werden müssen. Dies könne sich z.B in den 
bodentiefen Fenstern widerspiegeln. Zudem fehle in der jetzigen Planung noch ein 
Ausweichzimmer, welches durch die Heimleitung gefordert werde. Auch im 
Staffelgeschoss könne es noch zu Änderungen und Erweiterungen kommen.

Ein weiterer wichtiger Hinweis liege darin, dass im jetzigen Pflegeheim 98 Betten zur 
Verfügung stehen, in der Planung hingegen nur 84 Betten. Dies führe jedoch nicht dazu, 
dass der Gesamtbedarf nicht abgedeckt werde, da in den nächsten 10 Jahren mit einem 
Rückgang der älteren Bevölkerungsstruktur zu rechnen sei. Somit werde der Bedarf auch 
zukünftig gedeckt. 

Herr Mehlhorn: Wie werden der Besucherverkehr und die damit verbundene 
Stallplatzsituation gelöst?

Herr Waßnick: Vornehmlich halte man die Stellplätze für die Mitarbeiter bereit. Dies 
begründet sich darin, dass man Mitarbeiter aufgrund fehlender 
Stellplätze verliere, wenn diese den Dienstantritt mit dem PKW 
bestreiten. Besucherstellplätze werden derzeit nicht ausgewiesen.

Herr Mehlhorn: Da es sich um kommunales Eigentum handelt, könne man eventuell 
Überlegungen treffen, dem DRK eine größere Fläche, ausschließlich für 
die Stellplatzlösung, anzubieten.

Herr Waßnick: Wenn die Möglichkeit besteht weiteren Planungsraum zu erhalten, 
nimmt man diese gerne an.

Herr Mehlhorn: Wird das Staffelgeschoss mit Terrassen bedient?
Herr Waßnick: Es sind keine umlaufenden Terrassen geplant. Das Staffelgeschoss wolle 

man für PV-Anlagen nutzen.

Herr Müther: Die Konzeption ist überzeugend und gelungen. Jedoch müsse man 
bedenken, dass die „Baby-Boomer“ erst in den nächsten 5 Jahren in 
Rente gehen und somit erst in 10 bis 15 Jahren in der Pflege ankommen. 
Ist die Kapazität dann tatsächlich noch ausreichend?

Herr Waßnick: Man muss klar betonen, dass die Politik deutlich macht, dass private 
Pflege vor stationärer Pflege kommt. Dies bedeutet, dass man versucht 
die Bedürftigen solange wie möglich in der eigenen Häuslichkeit zu 
belassen. Zudem wird ein weiteres, unkalkulierbares Problem auf uns zu 
kommen. Gemeint sind die Pflegeheimplätze, welche der jeweilige 
Bedüftige zahlen muss. Man steht hier mit den Pflegekassen in 
Verhandlung, jedoch wird lediglich darüber entscheiden, ob man die 
neuen Pflegekostensätze an die Bewohner weitergeben dürfen oder 
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nicht. Am Ende zahlen den Platz nicht die Pflegekassen, sondern die 
Bewohner in den Einrichtungen. Wenn die es nicht mehr können, springt 
das Sozialamt ein. Aufgrund der Pflegereform ab September, welche eine 
deutliche Lohnerhöhung für alle Arbeitnehmer die in der Pflege tätig sind 
beinhaltet, werden sich dann die Kosten nochmal deutlich erhöhen. In 
den letzten drei Jahren allein sind diese um 30 % gestiegen. Am Ende 
wird man sich in einem Bereich pro Platz von 2.800,00 € bewegen. Hier 
stellt sich dann die zentrale Frage, wer sich dies noch leisten kann und 
was hat es für Auswirkungen auf die Nachfrage. Nach Fertigstellung wird 
es die teuerste Einrichtung der Insel sein welche auch nicht mit 
geförderten Einrichtungen wie Bergen vergleichbar ist, da der Neubau 
natürlich 1:1 auf die Plätze umgelegt wird. Die Bedürftigen stehen 
demnach vor der Wahl für den Platz 2.800,00 € zu bezahlen oder nur 
2.200,00 €. Insofern wolle man mit der reduzierten Kapazität natürlich 
auch einen Leerstand verhindern.

Herr Müther: Will man sich die Option der Erweiterung offen halten? 
Herr Waßnick: Eine spätere Erweiterung soll es nicht geben.

Herr Müther: Werden die Plätze für Einheimische angeboten oder gibt es das Angebot 
deutschlandweit? 

Herr Waßnick: Beim DRK ist man natürlich zur Neutralität verpflichtet. Es gibt also in 
jeder Pflegeeinrichtung entsprechende Wartelisten. Natürlich schaut 
man dabei auf den Grad der Pflegestufe. Bei freien Kapazitäten werden 
auch Bedürftige von außerhalb aufgenommen. 

Frau Holtz: Wird eine kleine Cafeteria eingeplant wo die Besucher mit den 
Bedürftigen auch mal bei Kaffee und Kuchen gemütlich zusammensitzen 
können?

Herr Waßnick: Eine Cafeteria ist nicht eingeplant. In der Regel wollen die Besucher mit 
den Bedürften den Spaziergang im Ort genießen und auch außerhalb des 
Pflegeheims  Kaffee und Kuchen einnehmen. In Bergen Rotensee hat 
sich zudem herausgestellt, dass die Nachfrage nicht da ist.

Herr Schulz: Ist das Areal mit der Bebauung ausgeschöpft?
A Verwaltung: Das Areal umfasst 20.000 m². Das DRK wird davon eine Fläche von 6.000 

m² einnehmen. Somit verbleiben 14.000 m² für weitere Nutzungen.

Herr Colmsee: Wurde schon festgelegt, ob die Fläche gekauft oder verpachtet wird?
A Verwaltung: Die Anwaltskanzlei prüft derzeit die verschiedenen Optionen und auch 

verschiedene Erbbaupachtmodelle. In den Gesprächen mit dem DRK 
wurde bisher die angepasste Erbbaupacht bevorzugt.

Herr Colmsee bedankt sich für die Vorstellung und verabschiedet Herrn Waßnick.

TOP 08.02 Interdisziplinärer Planungswettbewerb: NEUBAU Feuerwehrgebäude mit 
Zivilschutzlager & Rettungswache

Verwaltung: Das Wettbewerbsgebiet habe eine Gesamtfläche von ca. 9.000 m². Im 
letzten Jahr wurden hierzu viele Vorarbeiten wie die Waldumwandlung, 
Flurstücksbildung oder die Bodenanalyse durchgeführt und erledigt. 
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Hauptleistung der Planung soll dabei die Unterbringung der 8 
Feuerwehrfahrzeuge mit den unterschiedlichsten Höhen und 
Anforderungen sowie der 2 Rettungsfahrzeuge sein. Die Besonderheit 
liege ferner darin, dass die Feuerwehrfahrzeuge direkt auf eine Straße 
fahren müssen und somit die Wache eine breite Front benötige. 
Ausgestattet mit den hohen infrastrukturellen Anforderungen kommen 
die Sozialbereiche und die Funktionsräume der Feuerwehr und der 
Rettungswache hinzu. 
Der Umfang der Planung sowie die Anforderungen wurden 
ausformuliert und niedergeschrieben. Es werden nicht nur die gängigen 
Grundriss- und Lagepläne gefordert sondern zusätzliche Schwerpunkte 
gelegt. Diese Schwerpunkte beinhalten unter anderem einen 
Erschließungsplan, Städtebauliche Anforderungen wie der Übungsplatz 
für die Feuerwehr oder die energiesparende Beleuchtung der 
Außenanlagen und gestalterische Anforderungen wie die 
architektonische Verbindung beider Ortsteile. Der Wettbewerb wird 
frühestens im Herbst 2022 abgeschlossen sein.
Ferner gebe es verschiedene Beurteilungskriterien welche nach 
Wettbewerbsabschluss im Herbst zu beachten seien. Hierzu zählen 
insbesondere

- die normalen Leistungen 
- die städtebaulichen Qualitäten
- die architektonische Qualität
- die freiraumplanerische Qualität
- die baukonstruktive Qualität sowie
- die Realisierbarkeit

Herr Colmsee: Wie ist der weitere Verfahrensablauf?
A Verwaltung: Die Architektenkammer wird eine beschränkte zweistufige 

Ausschreibung vornehmen. In der ersten Stufe können sich die Büros 
bewerben die das Anforderungsprofil erfüllen. In der zweiten Stufe 
werden passende Büros ausgewählt, welche dann die Aufgabenstellung 
übersandt bekommen. 

TOP 09 Bebauungspläne
TOP 09.01 Grundsatzentscheidung über Gebietseinteilung Ortsteil Binz

hier: unbeplante 
Gemeindegebiete im 
Innenbereich; Einteilung in 
diffuses Gebiet nach § 34 Abs. 1 
BauGB und/oder in faktisches 
Gebiet nach § 34 Abs. 2 BauGB

Die Verwaltung wurde vom 
Landkreis zur Gebietseinteilung 
nach BauNVO von unbeplanten 
Bereichen im Innenbereich 
aufgefordert.

   Bereich Klünderberg



10

Möglichkeit 1 (mit B-Plan sichern)

SO „Tourismus und Wohnen“ im Bereich „Residenz am Klünderberg“
WA im Bereich Waldgürtel mit Ausschluss von Ferienwohnungen oder nur baulich 
untergeordnet

Möglichkeit 2 (mit B-Plan sichern)

WA im gesamten Gebiet unter Ausschuss von Ferienwohnungen im Bereich „Residenz 
am Klünderberg“ und baulich untergeordnet am Waldgürtel

Möglichkeit 3 – Diffuses Gebiet

Keine Handhabe gegen weitere Ausbreitung von Ferienwohnungen im gesamten Gebiet

Herr Mehlhorn: Warum wurde über den Bereich der Kleingärten ein allgemeines 
Wohngebiet gelegt? 

A Verwaltung: Zunächst ist festzuhalten dass es keine klassischen „Kleingärten“ dort 
gibt, dafür sind keine der notwendigen Rechtsgrundsätze erfüllt. Es 
handle sich um verpachtetes Grünland. 

Herr Mehlhorn: In den vorherigen Sitzungen habe man sich klar für den Erhalt des 
Wohngebiets am Waldgürtel und für die Zulassung von 
Ferienwohnungen entsprechend des Flächennutzungsplans im Bereich 
der „Residenz am Klünderberg“ ausgesprochen. Jedoch sollten die zwei 
Gebäude, die zu Dauerwohnzwecken genutzt werden, auch so gesichert 
werden. Diese Sicherung fehlt hier.

A Verwaltung: Dies könne städtebaulich nicht abgesondert und anderes festgesetzt 
werden, da hier die klare Trennung fehlt. Daher lag der Vorschlag im 
Rahmen der Bauleitplanung die Möglichkeit der Festsetzung als SO 
„Tourismus und Wohnen“ zu erlangen.

Frau Rodrigo: Ist noch die Möglichkeit eines ganzheitlichen Wohngebiets gegeben?
A Verwaltung: Der Landkreis ist nach Übersendung der gemeindlichen Einvernehmen an 

die Gemeinde herangetreten, da hier unterschiedliche 
Gebietseinschätzungen vorliegen. Entsprechend der Genehmigungslage, 
welche ausschlaggebend für die Gebietsfestsetzung ist, wird der Bereich 
vom Landkreis weiterhin als WA eingestuft. Dies bedeutet, dass derzeit 
keine Nutzungsänderungsanträge genehmigt werden.

Frau Rodrigo: Nach diesem Kenntnisstand sollte über das gesamte Gebiet ein WA 
gelegt werden. Zweitwohnungen und Ferienwohnungen sollten 
ausgeschlossen werden.

Herr Müther: Die beste Lösung stellt das SO „Tourismus und Wohnen“ dar. Wenn man 
sich an die ewigen Diskussionen im Bereich des BP 39 zurück erinnert, 
stellt man im Nachhinein fest, dass sich nichts verändert hat, da immer 
weiter vermietet wird. Die Vermietungen am Klünderberg wurden 
ebenfalls über viele Jahre hinweg geduldet. Aufgrund der Anliegerstraße 
könne man jedoch den Bereich der Einfamilienhäuser auch als WA 
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sichern. Die Beschlussvorlage zum Aufstellungsbeschluss hingegen, 
wäre in dieser Form nicht tragbar.

Herr Colmsee: In den Jahren 2011 bis 2013 wurde der Flächennutzungsplan neu 
festgestellt. Dieser weist im besagten Gebiet der „Residenz am 
Klünderberg“ ein SO „Tourismus“ und im Bereich des Waldgürtels ein 
„Allgemeines Wohngebiet“ aus. Entspricht also den tatsächlich 
durchgeführten Nutzungen. Die damalige Gemeindevertretung sowie 
der Planverfasser haben diese beiden Gebiete demnach bereits 2013 als 
eigenständige Gebiete mit klar getrennten Nutzungen angesehen. 
Ferner muss man sich auch bei der Bauleitplanung an Gesetze halten. 
Zwar entfaltet der Flächennutzungsplan keine bindende Wirkung, 
jedoch muss ein potentieller Bebauungsplan aus diesem entwickelt 
werden. Der Bebauungsplan würde sich im Fall eines gesamten WA also 
nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickeln, was eine weitere 
Änderung bedeuten würde. Zudem sollte man die Gemeindevertreter 
erneut einbeziehen wenn es um die Gebietseinteilung geht.

A Verwaltung: Mit den Vorschlägen hat die Verwaltung versucht, auf die Wünsche der 
Ausschussmitglieder einzugehen, da diese so nicht umsetzbar sind. Es 
war das Ziel, das Dauerwohnen im SO ebenfalls zu ermöglichen sofern 
dies gewollt wird. Das SO „Tourismus und Wohnen“ wäre über einen 
Bebauungsplan zu sichern.

Die Mitglieder des Ausschusses für Bau, Verkehr und Umwelt empfehlen die 
Gebietseinteilung SO „Tourismus und Wohnen“ im Bereich der Residenz am 
Klünderberg sowie ein WA entlang des Waldgürtels. Die Abstimmung erfolgte ohne 
Empfehlung zur Aufstellung eines Bebauungsplanes, da über diesen im nachfolgenden 
TOP beraten wird.

Bereich Schwedenstraße

Möglichkeit 1 (mit B-Plan sichern)

SO „Tourismus und Wohnen“ beide 
Nutzungen sollen gleichermaßen 
vorhanden sein

Möglichkeit 2 (mit B-Plan sichern)

WA im gesamten Gebiet – muss 
geprüft werden

Möglichkeit 3 – (im B-Plan festlegen)

SO „Tourismus“ 

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
8 2 0
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Möglichkeit 4 – Diffuses Gebiet

Keine Handhabe gegen weitere Ausbreitung von Ferienwohnungen im gesamten Gebiet

Herr Colmsee: Bei der Strandpromenade werde man nicht anfangen ein Allgemeines 
Wohngebiet auszuweisen. Dieser Bereich ist und bleibt ein 
Tourismusband. Zudem ist der BP Nr. 1 nicht ohne Grund ein einfacher 
Bebauungsplan ohne Festsetzung von Nutzungsarten. 

A Verwaltung: Es wurden hier lediglich die Möglichkeiten im gesamten Bereich 
entsprechend der Genehmigungslage dargestellt. Das Areal wurde 
entsprechend groß angenommen. Gleichfalls wurde darauf hingewiesen, 
dass der Geltungsbereich anzupassen ist.

Herr Colmsee: In Warnemünde hat es bereits dieselbe Diskussion gegeben. Auch wenn 
keine Ferienwohnungen genehmigt wurden, hat man sich aufgrund der 
erhaltenswerten touristischen Gebietssituation gegen ein Einschreiten 
und durchsetzen der Rechte entschieden. 

Die Mitglieder des Ausschusses für Bau, Verkehr und Umwelt empfehlen keine 
Gebietseinteilung nach BauNVO und legen das Gebiet als „diffus“ fest.

Bereich 8. Änderung BP 1 

Möglichkeit

WA im gesamten Gebiet unter Ausschuss von 
Ferienwohnungen aufgrund eindeutiger 
Genehmigungslage.

Die Mitglieder des Ausschusses für Bau, 
Verkehr und Umwelt legen den Bereich der 8. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 
„Zentrum“ als Allgemeines Wohngebiet fest.

TOP 09.02 Grundsatzentscheidung über die Inangriffnahme städtebaulicher

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0
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Sanierungsmaßnahmen zur förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebiets nach § 
142 BauGB
hier: Geltungsbereich Bebauungsplan 7/8

Verwaltung: In einem Sanierungsgebiet gebe es die Möglichkeit auf Fördermittel 
zuzugreifen, die im Normalfall nicht zur Verfügung stehen. Dies bedeute, 
dass verschiedene Unterprogramme wie „Lebendige Zentren“, „Sozialer 
Zusammenhalt“ oder „Wachstum und nachhaltige Erneuerung“, mit 
einer Förderfähigkeit bis zu 66,67 % zur Verfügung stehen. In diesem 
Quartier habe man bereits alle Vorbereitung zur Ausweisung 
geschaffen. So wurde unter anderem eine Gebietsanalyse durchgeführt 
und die Erstellung eines städtebaulichen Entwurfs, welcher größere 
Änderungen umfasse, angeschoben. In einem städtebaulichen 
Sanierungsgebiet habe jedoch nicht nur die Kommune Vorteile, sondern 
auch alle anderen wie z.B. das DRK. Das Sanierungsgebiet kann für 15 
Jahre festgeschrieben werden und z.B. um weitere 10 Jahre verlängert 
werden. Der Ablauf stelle sich so dar, dass die Kommune durch einen 
Grundsatzbeschluss die Willensbekundung zum Ausruf eines 
Sanierungsgebiets schaffe. Danach werde es eine Vor-Ort-Begehung mit 
dem Innenministerium geben bei der die Grundvoraussetzungen und 
die Ziele näher erläutert werden. Anschließend werde sich das 
Innenministerium über die Aufnahme beraten.

Die Mitglieder des Ausschusses für Bau, Verkehr und Umwelt empfehlen der 
Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 15.09.2022, dem Beschluss zur Ausrufung 
eines Sanierungsgebiets über den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 7/8 „Neubinz“, zu 
fassen.

TOP 09.03 Grundsatzentscheidung über die Inangriffnahme städtebaulicher
Sanierungsmaßnahmen zur förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebiets nach § 
142 BauGB
hier: Geltungsbereich Bebauungsplan 4 zur Sicherstellung von Fördermitteln Skate-
Park und Feuerwehrgebäude
Verwaltung: Ähnlich wie zuvor dargelegt, könne man auch im Bereich des BP 4 auf 

weitere, derzeit nicht zur Verfügung stehende Fördermittel zugreifen. 
Dies betreffe hier vor allem die Feuerwache und den Skate-Park.

Die Mitglieder des Ausschusses für Bau, Verkehr und Umwelt empfehlen der 
Gemeindevertretung in ihrer Sitzung am 15.09.2022, dem Beschluss zur Ausrufung 
eines Sanierungsgebiets über den Bereich des Bebauungsplanes Nr. 4 „Altes 
Heizwerk“, zu fassen.

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0
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TOP 09.04 Bebauungsplan Nr. 47 „Klünderberg – Wohnquartier am Wald“ der Gemeinde 
Ostseebad Binz
hier: Aufstellungsbeschluss

Verwaltung: In vorliegender Fassung wurde versucht, den Anforderungen der bisher 
geführten Diskussionen um diesen Bereich, gerecht zu werden. Mit 
einer möglichen Ausweisung als SO „Tourismus und Wohnen“ im 
Bereich der „Residenz am Klünderberg“ sowie einem WA unter 
Ausschluss von Ferienwohnungen entlang des Waldgürtels, wäre der 
Bebauungsplan aus dem Bestehenden FNP heraus entwickelt. Zudem 
habe man den Geltungsbereich größer gefasst, um die Lücke zwischen 
den angrenzenden B-plänen zu schließen. So wolle man einen kleinen 
34er-Bereich und eine mögliche Ausdehnung des SO-Gebiets in den 
Bereich der Kleingärten verhindern.

Herr Colmsee: Die Beschlussvorlage findet aus folgenden Gründen keine Zustimmung:

1. die heutige Grundsatzentscheidung sollte eingearbeitet werden,
2. die in der Beschlussvorlag aufgeführte „Tendenz zur 

ferienbetrieblichen Nutzung“ hat bereits in vorangegangenen 
Bauausschusssitzungen Zuspruch gefunden und sollte aus der 
Vorlage herausgenommen werden,

3. der Absatz: „Zudem wurde bereits, entgegen der fachlichen 
Einschätzung der Verwaltung, bei einer Vielzahl von 
Nutzungsänderungsanträgen……“ sollte in der Begründung zum 
Aufstellungsbeschluss keine Bedeutung finden, 

4. der Geltungsbereich sollte vorab in einer Grundsatzentscheidung 
festgelegt werden (Kleingärten)

Verwaltung: Es wäre dahingehend ratsam, die Beschlussvorlage zurückzustellen und 
eine Grundsatzdiskussion mit in die Gemeindevertretersitzung zu 
nehmen. So können die heute angesprochenen Schwerpunkte 
eingearbeitet werden.

Herr Mehlhorn:Warum wird die gegenüberliegende Kleingartenanlage nicht mit in die 
Planung eingeschlossen?

Verwaltung: Man muss zwischen den beiden „Anlagen“ die Nutzungsarten 
unterscheiden. Die Kleingartenanlage auf der gegenüberliegenden Seite 
des Plangebiets ist ein eingetragener Verein mit Vereinssatzung und 
strengen Auflagen. Die Gärten im Geltungsbereich des BP 47 besitzen 
diesen Status nicht und sind lediglich als Grünflächen anzusehen.

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in  
ihrer Sitzung am 15.09.2022, den Beschluss über die Aufstellung des Bebauungsplanes 
nicht zu fassen und zurückzustellen. Es wird stattdessen eine Grundsatzdiskussion 
hinsichtlich der Größe des Geltungsbereichs sowie der Einbeziehung der 
Gartenparzellen in das WA in der vorgenannten Sitzung angeregt. Ferner wird die 
Verwaltung gebeten, die festgelegte Gebietseinteilung einzuarbeiten sowie den 
Passus: „Zudem wurde bereits, entgegen der fachlichen Einschätzung der Verwaltung, 
bei einer Vielzahl von Nutzungsänderungsanträgen im Bereich der „Residenz am 
Klünderberg“, das gemeindliche Einvernehmen hergestellt.“, zu streichen.
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TOP 10 Anträge
TOP 10.01 Bebauungsplan Nr. 22 „Binz-Granitz“ der Gemeinde Ostseebad Binz

hier: Grundsatzbeschluss über den Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes

Herr Colmsee: Über dem Bereich lege der rechtskräftige Bebauungsplan Nr. 22. In 
vorangegangener Sitzung wurde die Bebauungsvariante der neuen 
Investoren vorgestellt, jedoch nicht abschließend entschieden. Um allen 
Beteiligten Planungssicherheit und Planungsgewissheit verschaffen zu 
können, müsse ein Grundsatzbeschluss über die weitere Entwicklung 
des Areals gefasst werden.

Herr Michalski: Mit jedem neuen Investor wird das Gebiet teurer und muss daher 
aufgrund der Rentabilität mehr Bebauung erfahren. Dies wird sich nicht 
bei diesem und nicht beim nächsten Investor ändern. Somit bleibt hier 
die Möglichkeit dem Investor mitzuteilen, dass er sich im Rahmen der 
derzeit zulässigen Bebauung bewegen kann oder zu entscheiden, den 
Bebauungsplan aufzuheben. 

Herr Mehlhorn: Es wäre vielleicht jedoch eine Möglichkeit vor dem Ortseingang endlich 
ein Parkhaus bauen zu lassen um das Vorhaben der autofreien 
Innenstadt zu erlangen. Grundsätzlich sollte jedoch nicht mehr 
Bebaubarkeit zugelassen werden. Denkbar wäre höchstens die 
Aufstockung eines weiteren Geschosses. Daher sollte der 
Bebauungsplan nicht aufgegeben werden.

Frau Rodrigo: Bei Vorstellung der neuen Investoren im vorangegangenen 
Bauausschuss wurde bereits die Frage gestellt ob die Möglichkeit 
bestehe, den rechtskräftigen B-Plan umzusetzen. Dies wurde 
nachdrücklich verneint. Der Golfplatz ist daher nur Makulatur und sollte 
rückabgewickelt werden. 

Frau Holtz: Eine Rückabwicklung des Projektes wäre bedauerlich. 

Herr Müther: Im Vorfeld der Sitzung wurde von vielen Bürger:innen die Bitte 
geäußert, den Golfplatz in vorgestellter Fassung nicht zuzulassen. Sollte 
also die ursprüngliche Variante nicht mehr rentabel und umsetzbar sein, 
sollte der Bebauungsplan aufgehoben werden.

Herr Colmsee: Ist eine Rückabwicklung des Bebauungsplanes möglich?
A Verwaltung: Aufgrund der bereits öfter geführten Diskussionen wurde die Anfrage 

Anfang des Jahres mitgenommen, aufgearbeitet und dem Landkreis zur 
Prüfung übersandt. Auf das Ergebnis wird gewartet. 

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in  
ihrer Sitzung am 15.09.2022, dem Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes 
zugunsten der Planungsvariante der neuen Investoren, nicht zuzustimmen. Durch die 
Verwaltung ist die Möglichkeit der Aufhebung der Satzung abschließend prüfen zu 
lassen. Das Ergebnis ist mitzuteilen.
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TOP 10.02 Bebauungsplan Nr. 9A „Fischräuchereimuseum/Museumsdorf“ der Gemeinde 
Ostseebad Binz
hier: Grundsatzbeschluss über den Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes

Verwaltung: Die neuen Investoren begehren folgenden Änderungsumfang:

1. Änderung des Baufelder der neuen „Markthalle“ von Rechteck auf 
Parallelogramm

2. Änderung der gesamtheitlichen Baufelder auf Einzelbaufelder und 
somit Änderung der Häuseranordnung

3. Zusammenfassung der Baumasse, Aufsplittung auf eine 
Eingeschossigkeit verbunden mit Errichtung von fünf anstelle von 
drei Häusern entlang der Bahntrasse

4. Gleichzeitiger Baubeginn der Markthalle und der Wohnbebauung

Herr Böttcher: Ursprünglich sollte der Bereich mit maximal 14 Häusern bebaut werden 
(siehe Begründung B-Plan). In der Zwischenzeit hat der damalige 
Investor eine Grundstücksteilung vorgenommen und von den 14 
Häusern insgesamt drei zum Bau genehmigt bekommen. Somit 
verbleiben für das restliche Grundstück 11 Häuser. Der Investor plant 
jedoch eine Bebauung mit 15 Häusern. Dies war nicht Wille der 
Gemeinde und sollte daher keine Zustimmung finden.

A Verwaltung: Die bisherige Genehmigungslage wird nochmal geprüft und 
nachgearbeitet. Es wird empfohlen, den Antrag zurückzustellen.

Herr Müther: Einer weiteren Versiegelung im Bereich der Einfamilienhäuser sollte 
man nicht zustimmen. Die Konzeptidee der Markthalle hingegen 
überzeugt. Was hier Unzufriedenheit erzeugt, ist die Parkplatzsituation. 

Herr Colmsee stellt den Antrag auf Rückstellung der Beschlussvorlage und Ausarbeitung
einer angepassten Beschlussvorlage bis zum nächsten Gremienlauf.

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in 
ihrer Sitzung am 15.09.2022, den Beschluss zurückzustellen. Durch die Verwaltung ist 
die bereits genehmigte Bebauung mit dem geltenden Recht abzugleichen. Es ist unter 
Bezugnahme der Genehmigung die noch mögliche Bebaubarkeit in Form der Anzahl 
der Wohnhäuser, darzustellen. Nach Prüfung der Sachlage ist der erneute Gremienlauf 
vorzunehmen.

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
0 8 2

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0
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TOP 10.03 Beschlussvorlage über das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag: „Anbringung 
von Werbeanlagen Jenny Tea & More“ – Jasmunder Straße 1“
hier: Antrag auf isolierte Abweichung nach § 67 Abs. 2 LBauO M-V

Herr Colmsee: Wurde das „Bürgelhaus“ ebenfalls zur Anzeige gebracht?
A Verwaltung: Auch hier wurde der Rückbau seitens des Landkreises gefordert.

Der Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt empfiehlt der Gemeindevertretung in 
ihrer Sitzung am 15.09.2022, dem Antrag auf isolierte Abweichung nicht zuzustimmen 
und das gemeindliche Einvernehmen nicht herzustellen.

20:46 Uhr Ende der öffentlichen Sitzung und Verabschiedung der Gäste

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
0 9 1
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Protokoll nicht-öffentlicher Teil vom 24.08.2022

TOP 11 Bestätigung Niederschrift nichtöffentlicher Teil vom 11.05.2022

TOP 12 Bestätigung Niederschrift nichtöffentlicher Teil vom 15.06.2022

TOP 13 Informationen und Lösungsvorschläge aus dem Amt Planen und Bauen
Bereitstellung der Unterlagen auf Vorlagenserver.

TOP 14 Anfragen der Mitglieder des Ausschusses 
keine

TOP 15 Vorbereitung Workshop 12.09

Herr Colmsee: Wir die Veranstaltung mit der Öffentlichkeit durchgeführt?
A Verwaltung: Ob die Öffentlichkeit zu diesem Stand bereits mit einbezogen wird, sollte 

sich gut überlegt werden. Eine Bürgerwerkstatt müsste anders 
vorbereitet werden als eine Vorstellung in der Gemeindevertreterrunde. 
Es wird dringend vorgeschlagen erst den Gemeindevertretern eine 
Haltung zum städtebaulichen Entwurf einzuräumen und 
Verbesserungsvorschläge einzubringen.

Herr Colmsee: Der Vorschlag wird mitgenommen und beraten. Der Ausschuss ist 
öffentlich, bedarf also einer Einladung und einer Einwohnerfragestunde. 
Bei Beratung des TOPs im nichtöffentlichen Teil müsste dieser so 
benannt werden, dass man ihn auch ohne Öffentlichkeit durchführen 
kann. Hierauf ist dann zu achten. Die Gemeindevertreter sind 
einzuladen. Wünschenswert wäre zudem die Darreichung eines kleinen 
Handouts.

TOP 16 Bauanträge

Die Liste der Bauanträge enthält folgende Registriernummern 2022-93, 2022-94, 2022-
100 bis 2022-102, 2022-107, 2022-109 bis 2022-111

2022-93 Voranfrage: Neubau eines zweigeschossigen Wohn- und Geschäftshauses mit 
Staffelgeschoss – Proraer Allee 80

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
0 10 0

Bemerkungen:
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
8 0 2
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2022-94  Umnutzung von Lagerflächen zu zwei Wohneinheiten – Proraer Allee 80

Blockabstimmung der lfd. Nummern 100 bis 102 sowie 109 bis 111

2022-100 Nutzungsänderung Wohnung 4 zur Ferienwohnung – Klünderberg 40

2022-101 Nutzungsänderung Wohnung 10 zur Ferienwohnung – Klünderberg 41

2022-102 Nutzungsänderung Wohnung 9 zur Ferienwohnung – Klünderberg 40

2022-109 Nutzungsänderung einer Wohnung zu einer Ferienwohnung (Wohnung Nr. 14) – 
Klünderberg 39

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bemerkungen:
Keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
             7 2 1
Bemerkungen:
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
7 2 1

Bemerkungen: 
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
7 2 1

Bemerkungen:
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
7 2 1

Bemerkungen: 
keine
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2022-110 Nutzungsänderung einer Wohnung zu einer Ferienwohnung (Wohnung Nr. 12) – 
Klünderberg 39

2022-111 Nutzungsänderung einer Wohnung zu einer Ferienwohnung  (Wohnung Nr. 13) – 
Klünderberg 39

2022-107 Nutzungsänderung einer Wohnung zu einer Ferienwohnung – Heinrich-Heine-Straße 9

Lfd. Nr. 10 Errichtung eines Verkaufsstandes – Schillerstraße 8

Lfd. Nr. 11 Errichtung Funkmast Telekom: hier Standortabfrage – Parkplatz Sechste Straße

Herr Colmsee: Wäre der Mast strandseitig sichtbar?

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
7 2 1

Bemerkungen: 
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
7 2 1

Bemerkungen: 
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
1 9 0

Bemerkungen: 
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
6 3 1

Bemerkungen: 
keine
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A Verwaltung: Bei einer Höhe von 12,0m könnte es durchaus sichtbar sein. 

Herr Schulz: Wird der Mast zur Strandversorgung benötigt?
A Verwaltung: Zur Strandversorgung bis hin zur Südstraße. 
Herr Schulz: Wird die Gemeinde zur Bereitstellung des Grundstückes entschädigt?
A Verwaltung: Es wird eine Pacht in Höhe von ca. 1.900,00 € im Jahr fällig. Eventuell 

könne man zwei bis drei kleinere Elemente an verschiedenen Standorten 
fordern. 

Lfd. Nr. 12 Ersatzneubau Campingunterkunft – Südstrand 96

Lfd. Nr. 13 Anbringung einer Markisenanlage für Gastronomie – Hauptstraße 20-22

Lfd. Nr. 14 Nutzungsänderung der Wohnung 8 in der Wohnanlage zur Ferienwohnung – 
Zinglingstraße 32

TOP 17 Sonstiges

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
0 10 0

Bemerkungen: 
Die Verwaltung wird beauftragt bei der Telekom 
abzufragen, ob die Errichtung von zwei bis drei kleineren 
Varianten anstelle einer großen Mastanlage vorstellbar 
wäre.

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
10 0 0

Bemerkungen: 
keine

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
0 10 0

Bemerkungen:
Zurückstellung bis einheitliche Vorschriften beschlossen 
wurden.

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 11

ja nein Enthaltungen
9 0 1

Bemerkungen: 
Abstimmung erfolgte über die Aufrechterhaltung der 
bisherigen negativen Stellungnahme
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Herr Ober wird zur Vorstellung der Planung des vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 26 2Wonbebauung am Rasenden Roland“ in den Raum gebeten.

Mit der hier geplanten Schaffung von Wohnraum zum Dauerwohnen (keine 
Ferienwohnungen!) setze der Vorhabenträger die städtebaulichen Ziele der Gemeinde 
Ostseebad Binz zur Stärkung des Wohnraumangebotes in Binz um. Dem anliegenden 
städtebaulichen Entwurf vom 15.08.2022 seien die bisherigen Planungen zu entnehmen, 
die im weiteren Bauleitplanverfahren inhaltlich konkretisiert werden. Nach der noch 
vorzunehmenden detaillierten Bestandsaufnahme könne sich auch daraus ein 
entsprechendes Erfordernis ergeben. Das Gebiet werde derzeit von der Bahnhofsstraße 
im Norden über den Bahnübergang am Kleinbahnhof in Richtung Süden (Granitzhof) 
erschlossen. Westlich der gepflasterten Straße grenze eine eingeschossige 
Wohnbebauung (mit Lage am äußersten östlichen Rand im Geltungsbereich des BP43B) 
an das dem Vorhabenträger gehörende Wegeflurstück an. Östlich dieser Straße befinde 
sich das Areal der im Wesentlichen seit mehreren Jahren ungenutzten 
Kleingartenanlage. Die Parzellen seien nicht beräumt, aber in Teilen bereits deutlich 
zugewachsen. Die östlich außerhalb des Planungsgebietes liegende Kleingartenanlage 
befinde sich dagegen weiterhin in Nutzung. Südlich des überplanten 
Kleingartenbereiches werden Pferde gehalten.

Das Bebauungskonzept des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 26 der Gemeinde 
Ostseebad Binz sehe zunächst die Sicherung und Verlängerung der Wegeverbindung von 
der Bahnhofstraße zum Granitzhof vor. Südlich des Kleinbahnhofes seien entlang einiger 
hier verbleibender Gartenparzellen in verdichteter Bauweise zwei zweigeschossige 
Reihenhäuser mit Gemeinschaftsstellplatzanlagen sowie ein öffentlicher Spielplatz 
angedacht. An diese Nutzungen schließe sich nach Süden ein kleinteiliges Wohngebiet 
mit einer Einzel- und Doppelhausbebauung an, welches zusätzlich noch einmal durch 
eine zusätzliche Stichstraße erschlossen werde. Nach den vorläufigen Darstellungen des 
Bebauungskonzeptes könnten ca. 10 Wohneinheiten in den Reihenhäusern, 14 
Einzelhäuser sowie 1 Doppelhaus errichtet werden. Innerhalb dieser Strukturen wären 
aber im Rahmen eines allgemeinen Wohngebietes grundsätzlich auch eine Nutzung für 
altersgerechtes Wohnen, ein Kindergarten oder eine Arztpraxis möglich.

Der wirksame Flächennutzungsplan stelle für den vorgesehenen Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Grünflächen mit der Zweckbestimmung 
Dauerkleingarten“ dar. Um mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan dem 
Entwicklungsgebot nach § 8 (2) BauGB zu entsprechen, wäre eine dementsprechende 
Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich. Hierzu müsse die 6. Änderung des 
Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Binz im Parallelverfahren 
durchgeführt werden.

Herr Mehlhorn: Wurden die zukünftigen Grundstücksgrößen bereits ermittelt?
A Herr Ober: Grundstücksgrößen wurden noch nicht festgelegt da es sich hier um eine 

reine Ideenskizze handelt. Als nächster Schritt würde eine detaillierte 
Bestandsaufnahme erfolgen. Somit könne sich aufgrund des 
vorhandenen Baumbestandes noch einiges ändern.

Frau Rodrigo: Die Wegeführung von der Bahnhofstraße bis zum Granitzhof ist 
bedenklich da hier ungewollter Verkehr ins Quartier geholt wird. Zudem 
sollte zur Sicherung des gemeindlichen Willens die 
Zweitwohnungsnutzung im B-Plan ausgeschlossen werden.
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Herr Colmsee: Dem könne man sich anschließen. Der Ausbau sollte nicht weiter als bis 
zum jetzigen Haus erfolgen. Ebenfalls müsse alles im städtebaulichen 
Vertrag fixiert werden. Zudem ist noch offen, ob nur Baurecht 
geschaffen werden soll und die Erwerber selbst bauen oder ob dies vom 
Investor getragen wird.

A Herr Ober: Die durchgehende Erschließung ist als Angebot derzeit im BP 43B 
geregelt. Dies bedeutet nicht, dass die Verbindung zwangsläufig auch für 
PKWs geschaffen wird. Sollte man sich dafür entscheiden z.B. eine 
Verbindung nur für Fuß- und Radverkehr als Weiterführung zu bauen so 
wäre es jedoch sinnvoller, die Verkehrsfläche aus dem BP 43B 
herauszulösen und in den vBP 26 mit aufzunehmen. So werden die 
Herstellung und die Kostenübernahme durch den Investor auch im 
Durchführungsvertrag gesichert. Hinsichtlich der Verkehrsbelastung 
werde ein externer mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt.

Herr Colmsee: Welche Haltung nimmt hier die Verwaltung ein?
A Verwaltung: Auf den ersten Blick scheint hier eine sehr hohe Verdichtung 

vorzuherrschen. Es stellt sich die Grundsatzfrage, ob eine zersiedelte 
kleine Struktur für das Quartier sinnvoll ist oder ob eine größere aber 
kompaktere Struktur angebracht wäre. Zudem fehlen alle 
städtebaulichen Kennzahlen. 

A Herr Ober: Ohne genauere Angaben seitens der Gemeinde wie z.B. der Zielgruppe 
oder Kennzahlen, ist es schwierig eine ausgearbeitet Projektvorstellung 
bzw. einen städtebaulichen Entwurf zu erarbeiten. Zudem spiegelt der 
Aufstellungsbeschluss nur den gemeindlichen Willen wieder, dieses Areal 
entwickeln zu wollen. Im Rahmen des weiteren Verfahrens kann alles 
andere geregelt werden.

Frau Rodrigo: Insofern muss man Herrn Ober Recht geben. Ohne Angaben und 
Vorstellungen der Gemeinde könne kein Entwurf zustande kommen. 
Somit wäre es heute angebracht, die Vorgaben vorzutragen und 
umsetzen zu lassen. 

Frau Holtz: Aufgrund der hohen Grundstückspreise am Sportplatz konnte das 
Projekt nicht umgesetzt werden. Wenn also in diesem Bereich kleinere 
Grundstücke entstehen, sollten die Kosten demnach geringer ausfallen.

A Verwaltung: Nicht der Bodenrichtwert war das Ausschlaggebende am Sportplatz, 
sondern die hohen Kosten der Erschließung des Gesamtareals und die 
daraus folgenden hohen Anteile Kostenumlage auf die 
Grundstückspreise

Herr Colmsee: Man sollte alles daran setzen, dass die Preise für die Erwerber 
erschwinglich bleiben. 

Frau Rodrigo: Derzeit geht man davon aus, dass die Grundstücke erschlossen und mit 
Haus veräußert werden.

A Verwaltung: Hier ist der Investor in den bisherigen Gesprächen offen geblieben.
Herr Colmsee: Die endlosen Diskussionen müssen aufhören. Man hat sich dazu 

entschlossen den Bereich zu entwickeln und sollte nun auch die 
entsprechenden Vorgaben geben. 
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Herr Ober: Eventuell würde es helfen, die Freigabe für die erste frühzeitige 
Trägerbeteiligung zu erteilen. So könne man wenigstens die 
Plananforderungen einholen und mit den Ergebnissen das weitere 
Verfahren abwickeln oder anpassen. 

Herr Mehlhorn: Eventuell könnte man zur besseren Orientierung die vorhandenen 
Nachbargrundstücke im Ganzen darstellen um die Grundstücksgrößen 
vergleichen zu können. Da man sich keine externen in den Ort holen will, 
sondern den Binzer den Hauskauf ermöglichen möchte, sollten die 
Grundstücke nicht zu groß sein. 

Verwaltung: Werden die grundstücksunabhängigen Stellplätze von einem Dritten 
vermarktet oder anteilig auf die Häuser verteilt?

A Herr Ober: Die Stellplätze sind der Siedlungsstruktur der Reihenhäuser zugeordnet. 
Die PKWs sollten möglichst nicht auf dem eigenen Grundstück 
angeordnet werden.

Verwaltung: Diese Lösung wird zwangsläufig Besucher der Kleinbahn ins 
Wohnquartier ziehen, da nicht genügend Besucherstellplätze am 
Bahnhof vorhanden sind. Man sollte hierzu eine andere Variante finden, 
denn Parksuchverkehre in einem Wohngebiet sind nicht erwünscht.

Herr Böttcher: Wer entscheidet ob die verkehrliche Auslastung der Bahnhofstraße 
erreicht ist, ob die Erschließungsstraße verbreitert wird oder ob 
Sicherungsmaßnahmen hinsichtlich des Schienenverkehrs erfolgen 
müssen?

A Herr Ober: Es müssen noch verschiedene technische Daten gesammelt werden. 
Auch von den Trägern öffentlicher Belange werden verschiedene 
Anforderungen kommen, welche abzuwägen und ggf. zu lösen sind. 

Herr Colmsee: Zusammenfassend kann man Herrn Ober mitgeben, dass als 
Zielgruppe junge Familien angestrebt sind und somit vorrangig kleine 
Grundstücke entstehen sollen, die Durchwegung nicht bis zum 
Granitzhof erfolgen und die Parkplatzsituation neu betrachtet werden 
soll. Zudem wird empfohlen, die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen.

22:06 Uhr Ende der nichtöffentlichen Sitzung.

Bauausschussmitglieder 11
Anwesende Bauausschussmitglieder 10

ja nein Enthaltungen
8 0 1

Bemerkungen: 
Herr Michalski hat weder an der Beratung noch an der 
Abstimmung teilgenommen.


